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  Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) im Kanton Schwyz 

Vollständigkeitsprüfung und materielle Beurteilung 
 

 Ein Merkblatt für die kantonalen und kommunalen Fachstellen  
 
 
Mit der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) wird im Rahmen des Bewilligungsverfahrens geprüft, ob 
ein Bauvorhaben resp. ein Projekt das Umweltrecht einhält. Die UVP ist somit eine Prüfung der Ge-
setzeskonformität. Die UVP erfolgt nicht in einem eigenständigen Verfahren, sondern wird immer im 
Rahmen des massgeblichen Bewilligungsverfahrens (z.B. Baubewilligung) durchgeführt. 
Die Prüfung, ob ein geplantes Projekt umweltverträglich ist, obliegt derjenigen Behörde, die für die 
Genehmigung des Vorhabens zuständig ist (= Bewilligungsbehörde). Sie fällt ihren Entscheid aufgrund 
eines Antrags des Amtes für Umwelt und Energie (AfU) als kantonale Umweltschutzfachstelle. Der 
Antrag des AfU wiederum stützt sich auf die Stellungnahmen der einzelnen kantonalen und kommu-
nalen Fachstellen. 
 

Die Vollständigkeitsprüfung (formelle Beurteilung) 
 
Nachdem das AfU den Umweltverträglichkeitsbericht (UVB) und ggf. begleitende Unterlagen von der 
Bewilligungsbehörde/der kantonalen Baugesuchszentrale erhalten hat (Gesuchsunterlagen zum mass-
geblichen Bewilligungsverfahren [z.B. Baugesuch] müssen parallel dazu der zuständigen Stelle einge-
reicht werden), leitet es diese den betroffenen kantonalen und kommunalen Fachstellen mittels 
schriftlicher Aufforderung zur Prüfung der Vollständigkeit weiter. Für die Prüfung der UVB auf Voll-
ständigkeit haben die Fachstellen in der Regel vier Wochen Zeit.  
 
Nach Eingang sämtlicher Mitberichte, erstellt das AfU eine koordinierte Stellungnahme zuhanden der 
Bewilligungsbehörde. Die einzelnen Fachstellen werden mit einer Kopie bedient. Sind der UVB und/ 
oder die begleitenden Unterlagen unvollständig oder mangelhaft, beantragt das AfU der Bewilligungs- 
behörde, vom Gesuchsteller Ergänzungen zu verlangen. Taugt der UVB nicht als Grundlage für die 
Umweltverträglichkeitsprüfung ( "materielle Beurteilung"), beantragt das AfU der Bewilligungsbe-
hörde, ihn vom Gesuchsteller überarbeiten zu lassen und neu einzureichen für eine weitere Vollstän-
digkeitsprüfung. Falls die Vollständigkeit aber gegeben ist, veranlasst die Bewilligungsbehörde die 
öffentliche Auflage sämtlicher Unterlagen sowie die Ausschreibung im Amtsblatt und informiert das 
AfU darüber. 
 
Die Frist vom Eingang des UVB im AfU bis zum Versand der koordinierten Stellungnahme zur Voll-
ständigkeit darf in der Regel acht Wochen nicht übersteigen (§ 46 VVzUSG). 
 
Was muss bei einer Vollständigkeitsprüfung beachtet werden? 
 
Konkret müssen folgende Punkte geprüft werden: 
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 Ist der Bericht vollständig und nachvollziehbar? Sind sämtliche Auswirkungen auf die  
 Umwelt beschrieben? Ist eine Beurteilung möglich? 
 

 Sind Ergänzungen zum Bericht notwendig? Wenn ja, welche? 
 

 Bestehen bereits zu diesem Zeitpunkt umweltrelevante Einwände gegen das Projekt,  
 welche eine Bewilligung grundsätzlich ausschliessen? Wenn ja, welche? 
 
 Genügen die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung mit allfälligen Ergänzungen als  
 Umweltverträglichkeitsbericht oder ist ein Pflichtenheft für eine Hauptuntersuchung zu  
 erstellen? 
 
Bei einer Vollständigkeitsprüfung werden noch KEINE Auflagen zum Projekt formuliert. Es wird ledig-
lich geprüft, ob die Unterlagen und die Abklärungen für die spätere Gesamtbeurteilung ausreichen. 
 
 

Die materielle Beurteilung (Gesamtbeurteilung) 
 
Im Anschluss an die Vollständigkeitsprüfung und vorausgesetzt, dass die Unterlagen auch vollständig 
sind, fordert das AfU die betroffenen kantonalen und kommunalen Fachstellen schriftlich zur materi-
ellen Beurteilung auf. Dies geschieht in der Regel zu Beginn der öffentlichen Auflage. Sofern keine 
Ergänzungen des UVB oder der begleitenden Unterlagen notwendig waren, werden die Dokumente 
nicht nochmals versandt. Andernfalls werden die aktuellen Dokumente parallel dazu im Axioma abge-
legt resp. zusammen mit der Einladung zur materiellen Beurteilung mitgeschickt. Für die materielle 
Beurteilung der UVB haben die Fachstellen wiederum vier Wochen Zeit. 
 
Ebenfalls werden allfällige Einsprachen zum Projekt, welche während der Auflagefrist eingehen (und 
von der Bewilligungsbehörde dem AfU auch weitergeleitet werden) den betroffenen Fachstellen zuge-
stellt, damit diese ggf. auch in ihrer Beurteilung berücksichtigt werden können. 
 
Nach Eingang sämtlicher Stellungnahmen, erstellt das AfU basierend darauf innert vier Wochen (§ 49 
VVzUSG) eine Gesamtbeurteilung zur Umweltverträglichkeit mit Antrag zuhanden der Bewilligungsbe-
hörde. Die einzelnen Fachstellen werden wiederum mit einer Kopie bedient.  
 
Die Bewilligungsbehörde entscheidet letztlich über die Beurteilung und die Anträge des AfU und 
nimmt somit die eigentliche Prüfung der Umweltverträglichkeit vor. Die Beurteilung des AfU hat je-
doch den Stellenwert einer Expertise, von der nur in begründeten Fällen abgewichen werden kann. 
Gleichzeitig entscheidet die Bewilligungsbehörde über die eingegangenen Einsprachen und erteilt die 
eigenen Bewilligungen zum Projekt. Weiter muss sie im Amtsblatt publizieren, wo der Bericht sowie 
der Entscheid eingesehen werden können. 
 
Was muss bei einer materiellen Beurteilung beachtet werden? 
 
Konkret müssen folgende Punkte geprüft werden: 
 
  Sind die massgebenden Gesetze und Verordnungen eingehalten? 
 
  Wie beurteilt die Fachstelle die Auswirkungen auf die Umwelt? 
 
  Sind weitergehende Massnahmen oder Auflagen notwendig? Wenn ja, welche? 
 
In der Beurteilung sind die wesentlichen Aspekte und die wichtigsten Anliegen aufzuführen. Forde-
rungen (Anträge) sind klar und nachvollziehbar zu begründen (inkl. Verweise auf Rechtsgrundlagen). 
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